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„Überarbeitung des dritten Strukturpapiers / Internet-Radio 
 und IP-TV“ 

(beschlossen von der DLM am 27.06.2007) 

 
I. Bericht: 

 

1. Ausgangslage: 

 

1.1) DLM-Auftrag: 

 

Die DLM hat in ihrer Sitzung am 20.03.2007 die GSPWM in Zusammenarbeit mit 

der GSDZ mit der Überarbeitung des 3. Strukturpapiers zur Unterscheidung von 

Rundfunk und Mediendiensten beauftragt. Dabei sollten folgende Eckpunkte be-

rücksichtigt werden: 

 

a) Neben der notwendigen Überarbeitung mit Blick auf das In Kraft treten des 

neuen Rundfunkänderungsstaatsvertrages und des Telemediengesetzes soll-

te das Papier deutlich machen, dass Rundfunkangebote, die im Internet über-

tragen bzw. im Internetprotokoll in anderen Übertragungswegen verbreitetet 

werden, grundsätzlich Rundfunk sind. Im Einzelfall kann die Art der techni-

schen Verbreitung bzw. die Zahl der gleichzeitigen Zugriffe oder der Sende-

umfang dazu führen, dass solche Angebote zumindest noch nicht als Rund-

funk anzusehen sind. Die GSPWM wird gebeten, hier entsprechende Gering-

fügigkeitsregelungen zu entwickeln.  

 

b) Die Übertragung eines Angebotes im Internet muss nicht dazu führen, dass 

es sich um ein bundesweit verbreitetes Angebot mit der Folge des Abstim-

mungserfordernisses handelt. Die GSPWM wird gebeten Kriterien für die An-

erkennung von nicht abstimmungsbedürftigen lokalen und regionalen und 

bundesweiten Angeboten zu entwickeln. Die Landesmedienanstalten verein-

baren hier insoweit ein Informationsaustausch. 

 

c) Die Landesmedienanstalten halten an der Vereinbarung fest, dass es über 

die Fälle des § 20 Abs. 2 Satz 3 RStV hinaus im pflichtgemäßen Ermessen 

der jeweils zuständigen Landesmedienanstalt steht, aufsichtsrechtlich tätig zu 

werden. Angesichts der Tatsache, dass das Internet sich zunehmend als Ü-
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bertragungsweg der Rundfunkangebote durchsetzt, soll auf die Zuständigkeit 

und Aufsichtstätigkeit der Landesmedienanstalten in der Öffentlichkeit noch 

einmal besonders aufmerksam gemacht werden. 

 

 

1.2) Geänderte Rechtslage: 

 

Mit Wirkung zum 1. März 2007 sind der 9. Rundfunkänderungsstaatsvertrag und 

zeitgleich auch das Telemediengesetz (TMG) in Kraft getreten. Gleichzeitig ist der 

Mediendienstestaatsvertrag (MStV) außer Kraft getreten. 

 

Änderungen ergeben sich im neuen Rundfunkstaatsvertrag insbesondere durch 

die Inkooperation der inhaltsbezogenen Bestimmungen für Telemediendienste. 

Diese bislang im MStV enthaltenen inhaltsbezogenen Regelungen für Medien-

dienste werden nun als Regelungen für Telemedien in einen neuen Abschnitt des 

RStV überführt. Rundfunkdienste und Telemediendienste werden hierbei nicht 

einheitlich im RStV geregelt; vielmehr es wird nach wie vor zwischen beiden 

Dienstekategorien unterschieden.  

 

Die Definition des Begriffs Telemedien ist nicht positiv vom Gesetzgeber vorge-

geben, sondern ergibt sich vielmehr aus der Negativabgrenzung, dass Teleme-

dien alle elektronischen Informations- und Kommunikationsdiensten sind, die 

nicht Telekommunikationsdienste nach § 3 Nr. 24 TKG, telekommunikationsge-

stützte Dienste nach § 3 Nr. 25 TKG oder Rundfunk iSv § 2 RStV sind (vgl. § 1 

Abs. 1 TMG). 

 

Die bisher in § 2 MStV enthaltenen Regelbeispiele für Mediendienste (Verteil- und 

Abrufdienste) werden in der Neufassung des RStV nicht wieder aufgenommen. 

Die amtliche Begründung des 9. Rundfunkänderungsstaatsvertrags trägt hierzu 

vor, dass die Regelbeispiele aus dem MStV zumindest teilweise heute nicht mehr 

zeitgemäß seien.  

§ 2 Abs. 1 Satz 4 RStV stellt aber in Bezug auf Teleshoppingkanäle klar, dass 

diese (nach wie vor) als Telemedien einzustufen sind.  

 

Auch im TMG werden die aus dem MStV bekannten Einzelfallbeispiele größten-

teils gestrichen. Allein in Bezug auf Verteildienste findet sich in § 2 Nr. 4 TMG ein 
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Hinweis: Dabei sind die Verteildienste nunmehr als „Telemedien, die im Wege ei-

ner Übertragung von Daten ohne individuelle Anforderung gleichzeitig für eine 

unbegrenzte Anzahl von Nutzern erbracht werden“ definiert. Das Regelbeispiel 

des „Abrufdienstes“ ist ersatzlos gestrichen und weder in den RStV noch das 

TMG übernommen worden. Diese gesetzliche Veränderung bedingt jedoch nicht 

zwingend, dass die grundsätzliche Bewertung von Abrufdiensten bzw. video-on-

demand als Telemedium abzuändern wäre. 

 

Die neue Rechtslage geht somit von der Unterscheidung zwischen „Rundfunk“ 

und „Telemedien“ aus. Die Abgrenzung zwischen diesen Angebotsformen knüpft 

aber weiterhin an der jeweiligen Meinungsbildungsrelevanz an und ist daher nach 

wie vor grundsätzlich nach den entwickelten Abgrenzungskriterien vorzunehmen.  

 

Neben dieser im Einzelfall zu treffenden Einordnung eines Angebots unter das 

maßgebliche Regelungsregime lassen sich zur Frage der Abgrenzung aus der 

amtlichen Begründung zum 9. Rundfunkänderungsstaatsvertrag folgende Aussa-

gen betreffend die Zuordnung von Angeboten entnehmen: 

 

Live-Streaming (zusätzliche parallele/zeitgleiche Übertragung herkömmlicher 

Rundfunkprogramme über das Internet) und Web-Casting (ausschließliche Über-

tragung von Rundfunkprogrammen über das Internet) stellen keine Verbreitungs-

formen von Telemedien dar. Vielmehr ist die Abgrenzung weitestgehend unab-

hängig vom gewählten Verbreitungsweg zu treffen. 

 

Unter „Telemedien“ fallen der amtlichen Begründung zufolge alle übrigen Informa-

tions- und Kommunikationsdienste, die also nicht ausschließlich Telekommunika-

tionsdienste oder Rundfunk sind. Diese erstrecken sich auf einen weiten Bereich 

von wirtschaftlichen Tätigkeiten, die – sei es über Abruf- oder Verteildienste – e-

lektronisch in Form von Bild, Text oder Toninhalten zur Verfügung gestellt wer-

den. Um Telemedien handelt es sich danach beispielsweise bei 

 

- Onlineangeboten von Waren/Dienstleistungen mit unmittelbarer Bestellmög-

lichkeit (z.B. Angebot von Verkehrs-, Wetter-, Umwelt- oder Börsendaten, 

News-Groups, Chat-Rooms, elektronische Presse, Fernseh-/Radiotext, Tele-

shopping), 
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- Video auf Abruf, soweit es sich nicht nach Form und Inhalt um einen Fern-

sehdienst im Sinne der Richtlinie 89/552 EWG (Richtlinie Fernsehen ohne 

Grenzen) handelt, also zum Empfang durch die Allgemeinheit bestimmt ist 

und nicht auf individuellen Abruf eines Dienstleistungsempfänger erbracht 

wird. Solche Dienste unterliegen den rundfunkrechtlichen Regelungen. Hier-

bei orientiert sich die Einordnung an den europarechtlichen Vorgaben, die in-

zwischen durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshof (Media-

kabelentscheidung, Rechtssache C 89/04 vom 2. Juni 2005, ABL C 182/16 

vom 23. Juli 2005) konkretisiert wurden, 

 

- online-Diensten, die Instrumente zur Datensuche, zum Zugang zu Daten oder 

zur Datenabfrage bereitstellen (z.B. Internetsuchmaschinen) sowie 

 

- der kommerziellen Verbreitung von Informationen über Waren-

/Dienstleistungsangebote mit elektronischer Post (z.B. Werbemails). 

 

Auch nach der Zusammenfassung von Mediendiensten und Telediensten zu Te-

lemedien bleibt die Abgrenzungsproblematik zwischen Rundfunkangeboten und 

Telemedien jedoch bestehen, da sich beide an die Allgemeinheit richten.  

 

Einerseits ist das Strukturpapier diesen veränderten gesetzlichen Gegebenheiten 

anzupassen. 
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Andererseits sind durch die Eröffnung neuer Übertragungswege und die verstärk-

te Internetnutzung weitere Angebotsmöglichkeiten und –formen hinzugenommen, 

die zwar unter dem Begriff IP-TV zusammengefasst werden, dennoch einer diffe-

renzierenden Einordnung bedürfen.  

 

Auch unter diesem Gesichtspunkt bedarf das Strukturpapier einer Ergänzung. 

 

Daher werden folgende Ergänzungen bzw. Anpassungen vorgeschlagen: 

 

2. Verbreitungsmedium Internet: 

 

Der Übertragungsweg Internet gewinnt zunehmend an Relevanz beim Nutzer als 

auch bei Inhalteanbietern. Die fortschreitende Weiterentwicklung der Übertra-

gungstechniken sowie die einzufordernde Technologieneutralität des Rundfunk-

begriffs machen Grundaussagen für die Verbreitung von Angeboten im Internet 

erforderlich; nach gegenwärtigem technischen Entwicklungs- und Erkenntnis-

stand sind folgende Aussagen möglich: 

 

a) Das Verbreitungsmedium Internet berührt die Rundfunkeigenschaft der im 

sog. Streaming-Verfahren verbreiteten Angebote nicht. 

 

b) Angebote, die weniger als 500 potenziellen Nutzern zum zeitgleichen Zugriff 

angeboten werden, sind jedenfalls nicht an die Allgemeinheit gerichtet.  

 

c) Nicht alle im weltweit zugänglichen Internet dargebotenen Angebote, die als 

Rundfunk zu qualifizieren sind, unterliegen den rundfunkrechtlichen Verfah-

rensregeln für eine sog. bundesweite Zulassung.  

 

d) Lokale oder regionale Angebote, die über das Internet verbreitet werden: 

 

aa) Zur Anerkennung eines „lokalen oder regionalen Bestimmungsgebiets“ 

bei Internetverbreitung müssen zumindest folgende Kriterien erfüllt sein: 

 

- (schwerpunktmäßig) lokale oder regionale Inhalte 

- Sitz des Veranstalters in dem „lokalen oder regionalen Bestimmungsge-

biet“ 
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- keine terrestrische oder Kabelverbreitung außerhalb des „lokalen oder 

regionalen Bestimmungsgebiets“ 

 

Die Rundfunkzulassung muss als lokales oder regionales Internet-

Angebot durch die Sitzlandanstalt mit der Feststellung erfolgen, dass die 

Genehmigung nicht zur Kabel- oder terrestrischen Verbreitung in anderen 

Bundesländern berechtigt. 

 

aaa) Ausschließliche Internetverbreitung  

 

Bei Erfüllung der Voraussetzungen gem. Buchst. a) ist keine 

bundesweite Abstimmung erforderlich. Die Sitzlandanstalt erteilt 

eine landesrechtliche Genehmigung entweder nach Abstimmung 

mit den übrigen LMAen oder unter dem Vorbehalt der ggf. an-

derweitigen Einschätzung durch die DLM. 

 

Die Sitzlandanstalt teilt die (beabsichtigte) Genehmigung den üb-

rigen LMAen mit. 

 

Teilt eine LMA die Einschätzung der Lokalität bzw. Regionalität 

des Angebots durch die Sitzlandanstalt nicht, so kann sie die 

DLM anrufen. Die DLM entscheidet hierüber mit qualifizierter 

Mehrheit (z.B. 2/3). 

 

bbb) Zusätzliche Internetverbreitung  

 

Die Verbreitung über ein weiteres Medium stellt eine materielle 

Weiterverbreitung dar. Genehmigungsbedarf besteht nur, wenn 

ein Programm, das die Kriterien gem. Buchst. a) nicht erfüllt, zu-

sätzlich ins Internet eingespeist wird, ohne dass für das neue 

Verbreitungsgebiet eine genehmigungsrechtliche Grundlage vor-

handen wäre. 

 

bb) Analog § 38 Abs. 3 RStV kann jede LMA ein Verfahren einleiten mit dem 

Ziel, die Entscheidung bezüglich der Verbreitung auch im Internet durch 
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die zuständige LMA überprüfen zu lassen.  

 

e) Die zuvor getroffenen Festlegungen gelten auch für die Verbreitung eines 

Angebots über VDSL (Frage: Gilt die must-carry Regelung für den VDSL-

Bereich?) 

 

f) Ein Abrufdienst im technischen Sinn (z.B. video-on-demand) ist nach gegen-

wärtigem Stand grundsätzlich als Telemedium zu behandeln. 

 

3.  Verteildienst (Teleshopping): 

 

Teleshopping galt bislang als typisches Regelbeispiel für einen Mediendienst mit 

der Folge, dass ein solches Angebot keiner rundfunkrechtlichen Genehmigung 

bedurfte. § 2 Abs. 1 Satz 4 RStV n.F. stellt in Bezug auf Teleshoppingkanäle wei-

terhin klar, dass sich an dieser Einstufung nichts geändert hat. 

 

Die Legaldefinition für Teleshopping ist nach wie vor unverändert in § 2 Abs. 2 Nr. 

8 RStV enthalten, der Teleshopping als „die Sendung direkter Angebote an die 

Öffentlichkeit für den Absatz von Waren oder die Erbringung von Dienstleistun-

gen, einschließlich unbeweglicher Sachen, Rechte und Verpflichtungen gegen 

Entgelt“ definiert. 

 

Weiterhin gilt, dass Teleshopping-Angebote Elemente enthalten können, die das 

Angebot scheinbar in die Nähe des Rundfunks rücken können, die für die jeweili-

ge Produktpräsentation aber notwendig und daher auch zulässig sind, solange 

das Gesamtangebot noch auf den Waren- und nicht den Meinungsmarkt gerichtet 

ist. Die insoweit das Angebot ergänzenden Informationen weisen jedoch stets ei-

nen deutlichen Produktbezug auf.  

 

Für die rundfunkrechtliche Einordnung von Teleshopping-Angeboten ist aber zu 

bedenken, dass der Gesetzgeber bei der gesetzlichen Regelung ursprünglich 

Angebote wie HSE und QVC vor Augen hatte, die körperliche Gegenstände im 

Rahmen themenbezogener Sendungen für den Zuschauer präsentierten und den 

möglichen Einsatz des Produktes vorführten, wobei die Zuordnung der Produkte 

wie auch der Gesamtpräsentation zum Warenmarkt außer Frage stand.  
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Angesichts neuer Programmformate hat eine von der GSPWM eingesetzte Ar-

beitsgruppe vor diesem Hintergrund ein Ergänzungspapier zum 3. Strukturpapier 

erarbeitet, das von der GSPMW in ihrer Sitzung am 25.10.2006 zustimmend zur 

Kenntnis genommen wurde. Deren Erkenntnisse sind bei der Überarbeitung des 

Strukturpapiers gleichfalls zu berücksichtigen. 

 

Insbesondere folgende Erwägungen sind mit ein zu beziehen: 

 

Es ist festzustellen, dass § 2 Abs. 1 Satz 4 RStV in erster Linie die herkömmli-

chen Formen des Fernseheinkaufs erfasst und damit Teleshoppingangebote 

meint, die wie im Regelfall üblich nur über eine sehr geringe Meinungsrelevanz 

verfügen und daher nur in geringem Maße der öffentlichen Meinungsbildung die-

nen. Dies ist dann der Fall, wenn das Angebot insgesamt auf den Waren- und 

nicht auf den Meinungsmarkt gerichtet ist. 

 

Die Zurechnung eines konkreten Teleshoppingangebots zum Meinungsmarkt 

kann sowohl auf der Meinungsrelevanz des angebotenen Produkts selbst, als 

auch auf der Art und Weise der Anpreisung beruhen. 

 

Die rundfunkrechtliche Einordnung von Teleshoppingangeboten hat sich dabei 

jedoch nicht schematisch an der äußeren Art und Weise der Produktpräsentation 

zu orientieren, sondern vor allem auch die Wirkung des Angebots bzw. der An-

preisung auf den Rezipienten zu berücksichtigen. 

 

Das Kopieren der einschlägigen Programmgestaltungen von Rundfunkprogram-

men für Verkaufssendungen spricht dabei grundsätzlich gegen die Einordnung 

als Telemedium. Dagegen legt das Vorhandensein von Teleshopping-typischen 

Gestaltungsmitteln wie Balken, L-förmigen Rahmen und dauerhafter Einblendung 

von Produktinformationen eine Einstufung als Mediendienst nahe. 

 

Die Darstellung von Beratungsdienstleistungen durch Vorführen am Einzelfall 

wird in der Regel wegen der Ausrichtung der Dienstleistung „Beratung" auf den 

Meinungsmarkt die Grenze zum Rundfunk überschreiten. 

 

Teleshoppingangebote, die die Vermittlung von Pferdesportwetten zum Gegens-

tand haben und die mit Bewegtbildern operieren, können nur dann als Medien-
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dienst qualifiziert werden, wenn sich die dargestellten Inhalte auf Informationen 

beschränken, die für die Vermittlung von Pferdesportwetten erforderlich sind und 

dabei der Verkaufs- bzw. Wettvermittlungscharakter eindeutig im Vordergrund 

steht. 

 

Angesichts der besonderen Suggestivkraft von Live-Übertragungen im Sport kön-

nen Teleshoppingangebote mit Live-Übertragung nur dann noch als Mediendienst 

qualifiziert werden, wenn sich die Live-Übertragung eindeutig diesem gewerbli-

chen Zweck unterordnet und jede Form von redaktioneller Sportberichterstattung 

sowie alle unterhaltenden Elemente ausgeschlossen sind. 

 

 

Beschluss: 

1. Die DLM beschließt die Ausführungen zur Überarbeitung des dritten Struk-

turpapiers/Internet-Radio und IP-TV. 

 

2. Sie beauftragt die Arbeitsgruppe Rundfunkbegriff in diesem Sinne, das vor-

handene Strukturpapier zu überarbeiten und rechtspolitische Erwägungen 

(Bagatellgrenzen, Kriterien für Lizenzfreiheit) einzubeziehen und hierzu 

Vorschläge zu machen.  

 

3. Die Landesmedienanstalten setzen bereits jetzt die in der Vorlage gefun-

denen Erkenntnisse um. Die GSPWM wird hierzu eine Informationsveran-

staltung durchführen.  
 
 


